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Bericht

Wohnen in Sachsen-Anhalt im demographischen Wandel.
Wie können Kommunen und Unternehmen auf Ansprüche
einer älter werdenden Bewohnerschaft reagieren?
Handlungsempfehlungen und Befunde aus der Forschung zum demographischen 
Wandel in Sachsen-Anhalt

Florian ringel und BarBara Warner

Zusammenfassung
Durch den fortschreitenden demographischen Wandel in 
Sachsen-Anhalt verändern sich zunehmend Wohnquartiere. 
Aus zwei an der MLU Halle-Wittenberg durchgeführten 
Forschungsprojekten des Instituts für Geographie wurde 
deutlich, dass sich einerseits Unternehmen auf altersspezifische 
Wünsche und Bedürfnisse einstellen müssen, andererseits 
werden Kommunen gezwungen sein, sich in Zukunft verstärkt 
mit einer älteren Klientel zu beschäftigen. Als Schnittpunkt 
werden beispielsweise generationengerechte Infrastruktur- 
und Dienstleistungsangebote gesehen. Bei einer alternsgerech-
ten Ausrichtung von Kommunen können diese wirtschaftlich 
profitieren und so den eigentlichen Ortskern im suburbanen 
Raum wieder stärken. Der klassische suburbane Raum ist 
momentan kein attraktiver Wohnstandort für Senioren, kann 
aber z.B. durch Eigeninitiative von Wohneigentümern (Umbau-
maßnahmen) und durch politische Entscheidungen (interkom-
munale Zusammenarbeit) aufgewertet werden. Dazu ist es 
aber auch notwendig, dass sowohl Unternehmen als auch 
Politik ältere Bürger stärker als bisher als eine wichtige 
Zielgruppe identifizieren und entsprechend handeln.

Demographischer Wandel, Sachsen-Anhalt, Wohnquartiere, suburba-
ner Raum, ältere Bevölkerung

Abstract
Life in Saxony-Anhalt in demographic change. How 
can communities and business respond to the needs 
of ageing residents?
Recommendations for action and findings from re-
search on demographic change in Saxony-Anhalt
The advancing demographic change within Saxony-Anhalt 
leads to a shift in accommodation realities. Two research 
projects conducted by the Institute of Geography of the Martin-
Luther-University Halle-Wittenberg point out that companies 
need to adjust more to age-specific needs and that municipali-
ties will be under further constraint to deal with an elderly 
clientele in the near future. A solution can be found by offering 
infrastructure and services being equally suitable for all 
generations. By aligning itself better to an aging population, 
the municipality could profit economically and therefore 
strengthen the town center of the suburban area, which at the 
moment is not desirable for elderly people to live in. Improve-
ment may be realized through proactivity by proprietors 
(remodeling and rebuilding) as well as political decisions 
(intercommunal cooperation). It is therefore necessary that 
companies as well as politicians see elderly people as an 
increasingly important target group and act more appropri-
ately than before.

Demographic change, Saxony-Anhalt, residential areas, suburban  
space, ageing population
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Problemstellung
Der demographische Wandel betrifft 
sämtliche Raum- und Siedlungsstruktu-
ren, wenn auch in unterschiedlicher In-
tensität. Veränderungen in der Bevölke-
rungsstruktur (im Altersaufbau und be-
züglich der Heterogenität) sind in allen 
Wohnungsmarktsegmenten zu beobach-
ten, mit verschiedenen Auswirkungen auf 
die Zukunftsfähigkeit der Quartiere.

Die Alterung der Mieter und Immobili-
enbesitzer, die Zunahme kleinerer Haus-
halte und die Abnahme traditioneller 
Wohnformen haben neue Nachfragemus-
ter zur Folge. Sich ändernde Ansprüche 
an alternsgerechte Wohnformen und 
-ausstattungen, angemessene, zielgrup-
penorientierte Wohnberatung und die 
Berücksichtigung von Ansprüchen Älte-
rer bei der Quartiersplanung sind nur ei-
nige Anforderungen, die auf Kommunen 
und weitere lokale Akteure zukommen 
und auf die diese oft nur unzureichend 
vorbereitet sind.

In innerörtlichen Quartieren bestehen 
grundsätzlich aufgrund der guten Vernet-
zung privater Anbieter von alternsge-
rechten Dienstleistungen und öffentlicher 
Angebote eher gute Voraussetzungen, ak-
tuelle Ansätze weiter zu entwickeln. Es 
muss jedoch durchaus zwischen unglei-
chen Quartierstypen unterschieden wer-
den. Aufgrund der oft guten alters- und 
lebensstilbezogenen Durchmischung der 
innerörtlichen Quartiere fallen mögliche 
Probleme, die sich mit der zunehmenden 
Alterung und auch Singularisierung der 
Wohnbevölkerung ergeben können, we-
niger ins Gewicht als bspw. in den nicht 
integriert liegenden Wohngebieten im 
suburbanen Umland der Zentren. Hier 
haben die Gemeinden mittelfristig mit 
hohen Leerstandsraten zu kämpfen, da 
Nachnutzer in vielen Fällen fehlen (vgl. 
u.a. Friedrich, Knabe, Warner 2013). 
Weiterer Leerstand und zunehmender 
Attraktivitätsverlust in den betroffenen 
Quartieren sind oft die Folge.

Dieser Beitrag soll den kommunalen 
Akteuren Handlungsoptionen aufzeigen, 
wie mit in ihrer gewachsenen Struktur 
bedrohten oder bereits perforierten 
Wohnquartieren umgegangen werden 

kann. Aufgrund der Ergebnisse zweier 
Studien, die sich mit demographisch be-
dingten Veränderungen von Siedlungs-
strukturen befassen, sollen Hinweise zur 
Zukunft des Wohnens geliefert werden. 
Bezugsraum ist in beiden Fällen das Bun-
desland Sachsen-Anhalt als „hotspot“ des 
demographischen Wandels. Die Zukunfts-
aussichten Suburbias sind hier – mit re-
gionalen Unterschieden – besonders be-
denklich, da die suburbanen Wohngebie-
te, die nach der Wende in teilweise 
überdimensioniertem Umfang auch im 
Umland der Mittelstädte und Unterzen-
tren ausgewiesen wurden, von einer 
schubweisen Alterung ihrer Bewohner 
geprägt sind (siehe unten). Gleichzeitig 
sind die Siedlungskerne ebenfalls vor al-
lem in ländlichen Regionen oft von Leer-
stand geprägt, der die Gemeinde mit ho-
hen Folgekosten konfrontiert.

Im Forschungsprojekt „Demographi-
scher Wandel in suburbanen Räumen 
Sachsen-Anhalts“ (SubWoSa), das mit ei-
ner dreijährigen Laufzeit von 2010 bis 
2013 vom Ministerium für Wissenschaft 
und Wirtschaft des Landes Sachsen-An-
halt gefördert wurde, ist eine Bewertung 
der Zukunftsfähigkeit suburbaner Ge-
meinden und ihrer Wohnstandorte in 
dem vom demographischen Wandel stark 
betroffenen Bundesland vorgenommen 
worden (Friedrich, Knabe, Warner 
2014). Mehr als 1.000 Bewohner Subur-
bias haben sich zur Zukunft ihrer Immo-
bilie (wird sie vererbt, vermietet oder 
verkauft?), zur eigenen Wohnsituation 
und zu Problemen der infrastrukturellen 
Ausstattung und Anbindung ihres Wohn-
umfeldes geäußert. Die Spätfolgen der 
Suburbanisierung und die Zukunftsper-
spektiven für die suburbanen Kommunen 
können so für ein gesamtes Bundesland 
benannt und bewertet werden.

Im ebenfalls vom Ministerium für Wis-
senschaft und Wirtschaft des Landes 
Sachsen-Anhalt geförderten Forschungs-
projekt „Bedeutung des demographi-
schen Strukturwandels für kleine und 
mittelständische Unternehmen in Sach-
sen-Anhalt“ (DemoWaB, Laufzeit 2010-
2013) wurden explizit die direkten und 
indirekten betrieblichen Zusammenhän-

ge mit den Auswirkungen des demogra-
phischen Wandels untersucht. Kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) in Sach-
sen-Anhalt standen hier im Fokus, der auf 
betrieblicher Ebene bestehende Hand-
lungsbedarf wurde identifiziert. Darauf 
aufbauend wurden Handlungsempfeh-
lungen abgeleitet. Ältere Menschen wur-
den als für Firmen ökonomisch interes-
sante Kundengruppe identifiziert – ins-
besondere für das Handwerk und die 
Wohnungswirtschaft. Im Rahmen der 
vorliegenden Studie haben sich beispiels-
weise 334 Firmen zur Seniorenwirtschaft 
in Sachsen-Anhalt geäußert; es liegen au-
ßerdem 1.369 Rückmeldungen von 
über-65-Jährigen mit Wohnsitz in Sach-
sen-Anhalt vor (Ringel 2014b, S. 57).

Handlungsbedarf besteht sowohl für 
die kommunale Wohnungswirtschaft als 
auch für Unternehmen, die haushaltsna-
he- oder personenbezogene Dienstleis-
tungen anbieten. Letztendlich geht es da-
rum, die Attraktivität der Gemeinden als 
Wohnort zu stärken, auch wenn die ex-
ternen Rahmenbedingungen der knap-
pen Kassen, des Einwohnerrückgangs 
und der nachhaltigen Veränderung der 
Bewohnerstruktur große Probleme auf-
werfen. Die Gemeinden sind gefordert, 
sich kreativ und zielgruppenorientiert 
weiter zu entwickeln oder auch sich in ih-
rem „Profil“ neu zu definieren.

Demographische Alterung in 
Suburbia Ost: Neue Herausforde-
rungen ans Quartier und die 
Immobilie
Bevölkerungsverlust und demographi-
sche Alterung führen auch im suburba-
nen Raum zu Nachfragerückgang auf dem 
Wohnungsmarkt sowie zu zunehmendem 
Infrastrukturüberhang. Aufgrund ihrer 
spezifischen Entstehungsbedingungen 
stellen die suburbanen Quartiere in Ost-
deutschland im Vergleich zum entspre-
chenden westdeutschen Wohnungs-
marktsegment besondere Erfordernisse 
an ihre künftige Entwicklung. Nachdem 
nach der Wende zu einem großen Anteil 
konsolidierte Haushalte (bereits ältere 
Haushaltsvorstände, deren Kinder eben-
falls älter bzw. bereits aus dem Haus wa-
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ren) aus den Zentren ins Umland gezogen 
sind, treten diese Haushaltsvorstände 
nun nach ca. 20 Jahren in die Altersklas-
se der über-60-Jährigen ein, was mittel-
fristig einen schubweisen Leerzug der 
suburbanen Quartiere zur Folge haben 
kann. Dies zeigen die Ergebnisse der Be-
wohnerbefragung im Forschungsprojekt 
SubWoSa deutlich (Abb. 1)

Überdimensionierte Wohngebiete, die 
nach der Wende durchaus auch am Ran-
de ehemals agrarisch geprägter Gemein-
den ausgewiesen wurden, haben so in 
vielen Fällen eine unsichere Zukunftspro-
gnose. Dazu kommt, dass die Neubautä-
tigkeit auch in Suburbia nach ihrem Hö-
hepunkt zwischen 1993 und 1997 sehr 
stark abgeflaut ist. So haben suburbane 
Wohnstandorte vor allem in zentrums-
fernen Regionen mit zunehmendem Leer-
stand zu kämpfen, der oft mit einem 
Preisverfall bei Immobilien einhergeht.

Während die suburbanen Quartiere 
lange auch aus Sicht der kommunalen 
Planung als „Selbstläufer“ galten, nimmt 
heute – zu den siedlungsstrukturellen 
Problemen – auch die soziale Heteroge-
nität einiger Wohngebiete zu. Eine sozia-
le Umschichtung, die unter Umständen 
auch zu einem „Downgrading“ führen 
kann, ist in vielen Regionen zu erwarten. 
So verfügen die in jüngerer Zeit in die 
suburbanen Räume Sachsen-Anhalts zu-
gezogenen Haushalte über ein geringeres 
Einkommen als diejenigen, die kurz nach 
der Wende – zur Hochphase der Subur-
banisierung – zugezogen sind. Mietern 
steht dabei ein geringeres monatliches 
Einkommen als Immobilienbesitzern zur 
Verfügung (vgl. hierzu Friedrich, Knabe, 
Warner 2014). Generell ziehen jedoch 
vor allem aus den größeren Zentren ver-
mehrt junge Menschen in den suburba-
nen Raum, die dann dort oft zur Miete 
wohnen – trotz sinkender Mobilitäts-
chancen, die durch steigende Benzinprei-
se und das weitere Wegbrechen des  
ÖPNV-Angebotes auch langfristig ver-
schlechtert werden. Inwieweit sich die-
ses auf die Zuzugsneigung auswirkt, ist 
zu erheben.

Oft sind auch die alten Ortskerne stark 
vom demographischen Wandel betroffen, 

der mit zunehmendem Leerstand in den 
gewachsenen Ortsstrukturen einhergeht. 
Es entwickeln sich Siedlungsstrukturen, 
die aus „perforierten“ Ortskernen und 
schrumpfenden und teilweise verwahr-
losten „angehängten“ Wohngebieten be-
stehen. Eine qualitätsvolle Kommunalent-
wicklung wird so massiv behindert.

In vielen Fällen sind die Immobilien 
noch nicht abbezahlt, Nachnutzer für die 
Häuser oder Wohnungen sind vor allem 
in eher ländlichen Regionen sehr schwer 
zu finden. Die Kinder, die oft weit ent-
fernt leben und als Nachnutzer nicht zur 
Verfügung stehen, können sich höchstens 
„aus der Ferne“ um die elterliche Immo-
bilie kümmern und werden in vielen Fäl-
len mit deren Verkauf bei sehr unsiche-
ren Marktverhältnissen betraut (vgl. hier-
zu Friedrich, Knabe, Warner 2014). 
Viele Ältere stehen vor der Entscheidung, 
entweder in Suburbia zu bleiben oder ins 
Zentrum (in alternsgerechte Wohnfor-
men) zu ziehen. So haben sich manche 
der in Tiefeninterviews Befragten bereits 
mit entsprechenden Möglichkeiten im 
Zentrum beschäftigt und planen, über 
kurz oder lang umzuziehen. In der Regel 
wollen die Befragten jedoch in ihrem der-
zeitigen Wohnumfeld alt werden, sie se-

hen ihre Zukunft im jetzigen Wohngebiet 
allerdings als eher problematisch an und 
beobachten die sich bereits abzeichnen-
de „Ausdünnung“ ihrer Nachbarschaft 
mit Sorge. 

Auch nach einer vom Bauher-
ren-Schutzbund e. V. in Auftrag gegebe-
nen Befragung (bundesweit; n = 1.017) 
möchten ca. 90 % selbstnutzender Wohn­
eigentümer längstmöglich in ihrem Haus 
bzw. ihrer Wohnung wohnen (Institut 
für Bauforschung e. V. 2014, S. 35). Dies 
planen ca. 20 % der Befragten durch klei-
nere Maßnahmen wie die Umgestaltung 
der Innenausstattung, für ca. 25 % 
kommt eine Nachrüstung − wie z.B. der 
Einbau von Handläufen an Treppen − in 
Frage, und rund 15 % beschäftigen sich 
mit einem Umbau, wie etwa der Verbrei-
terung von Türen (Institut für Baufor-
schung e.V. 2014). Dabei haben gerade 
Immobilieneigentümer abgesehen von 
der Bedienung der Kredite durchaus fi-
nanzielle Möglichkeiten, ihre Immobilie 
anzupassen. Die repräsentative Umfrage 
unter den Bewohnern Suburbias in Sach-
sen-Anhalt zeigt jedoch auch, dass viele 
Bewohner ihren Wohnraum noch nicht 
angemessen auf ein Leben im Alter vor-
bereitet bzw. baulich angepasst haben 
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und dieses auch nicht planen. So geht 
knapp die Hälfte der befragten Immobi-
lienbesitzer davon aus, dass ihr Wohnei-
gentum auch im Alter mit möglichen kör-
perlichen Einschränkungen bewohnbar 
bleibt (vgl. hierzu Friedrich, Knabe, 
Warner 2013)1. Auch die Umfrage unter 
Mietern, die im Forschungsprojekt „Be-
deutung des demographischen Struktur-
wandels für kleine und mittelständische 
Unternehmen in Sachsen-Anhalt“ durch-
geführt wurde, zeigt, dass – bei einem 
Durchschnittsalter der Befragten von 
74,4 Jahren – 53,7 % beispielsweise eine 
barrierefreie Einrichtung als eine nicht 
erforderliche Hilfsmaßnahme ansehen 
(Ringel 2014b, S. 138). 

Anders als bei älteren Wohngebieten 
der 1950er bis 1970er Jahre in den alten 
Bundesländern ist es bei den neueren, oft 
großzügig geplanten Wohnhäusern und 
Wohnungen in Sachsen-Anhalts Suburbia 
oft durchaus möglich, nachträgliche Än-
derungen in der Einrichtung vorzuneh-
men. Hier bieten sich sowohl für Unter-
nehmen als auch für die Gemeinden 
selbst Spielräume, bspw. mit modularen 
Angeboten den Wunsch nach Wohnen in 
der eigenen Immobilie auch im Alter zu 
bedienen.

Herausforderungen und Chan-
cen: Was kommt auf die Unter-
nehmen zu?
Dass die Immobilie nur in wenigen Fällen 
„alternsgerecht“ ausgebaut ist, fällt erst 
dann ins Gewicht, wenn man tatsächlich 
auf Hilfen angewiesen ist. Beim Bau wur-
den in der Regel mögliche Einschränkun-
gen im Alter nicht bedacht, dies zeigen 
die Aussagen der Betroffenen in beiden 
Untersuchungen deutlich (siehe oben). 
Die Nachfrage nach Produkten und 
Dienstleistungen für Ältere steigt (vgl. 
hierzu Ringel 2014a und 2014b), dabei 
sind die Produkte bzw. Angebote oft 
(noch) nicht demographiekompatibel, 
wie die Umfrage von Ringel (2014b, S. 
60ff.) deutlich gezeigt hat. Anbieter sind 

1 Diese Aussagen basieren auf der schriftlichen Befragung 
von 1.024 Einwohnern in Suburbia Sachsen-Anhalt sowie 
auf 20 Tiefeninterviews zu Zukunftsaussichten älterer 
Einwohner (vgl. hierzu Friedrich, Knabe, Warner 2013).

meist Private, aber auch die Kommune 
selbst kann hier handeln. Zum einen be-
steht bei der alternden Bewohnerklientel 
angemessener Neubaubedarf, zum ande-
ren liegt ein „qualitativer Zusatzbedarf“ 
vor (Ringel 2014b, S. 131), der sich auf 
den vorhandenen, nicht oder nur unzu-
reichend angepassten Wohnraum be-
zieht. Bestimmte Wirtschaftsbranchen 
profitieren somit von den sich ändernden 
Wohnansprüchen und erzeugen auch Sy-
nergieeffekte, die auf benachbarte Bran-
chen wie bspw. Pflegeanbieter oder kul-
turelle Dienstleister abstrahlen können. 
Eine Nachfrage besteht sowohl bei Mög-
lichkeiten der baulichen Wohnungsge-
staltung als auch bei unterstützenden 
Dienstleistungen und Technologien; da-
bei wird in diesem Bereich ein Anstieg 
der Konsumausgaben festgestellt (Litera-
turverweise hierzu bei Ringel 2014b, S. 
134). Hemmnisse sind dabei jedoch u.a. 
der Mangel an technischen und finanzi-
ellen Möglichkeiten (Institut für 
Bauforschung e. V. 2014, S. 42). Hier 
sind Unternehmen gefordert, sich mit In-
novationen auf den demographischen 
Wandel einzustellen, Ältere als Kunden-
gruppe zu erkennen und deren Markt 
dementsprechend zu erschließen.

Der im Einzelhandel verbreitete Leit-
faden „Generationenfreundliches Ein-
kaufen“ fungiert abgewandelt als bun-
desweites Gütesiegel für das Handwerk 
(Bundesministerium für Familie, Se-

nioren, Frauen und Jugend 2013). 
Auch werden Handwerksbetriebe aus-
gezeichnet, „die sich auf ältere Kund-
schaft einstellen und durch Maßnahmen 
zur Wohnraumanpassung einerseits den 
demographischen Wandel nutzen und es 
andererseits Älteren ermöglichen länger 
in ihrer eigenen Wohnung zu verblei-
ben“ (Ringel 2014b, S. 135). Durch die-
ses Zertifikat können sich Kunden orien-
tieren, da die Kriterien vereinheitlicht 
wurden. Von den bundesweit rund 333 
zertifizierten Betrieben ist jedoch keiner 
in Sachsen-Anhalt verortet (Stand: De-
zember 2014). Trotzdem spielt auch 
hier die ältere Klientel für die Betriebe 
eine zunehmend große Rolle: Bei 41 % 
von Betrieben des Baugewerbes und 
Wohnungswesens waren zwischen 21 % 
und 40 % aller Kunden über 65 Jahre alt. 
21 % der befragten Unternehmen gaben 
sogar an, dass Senioren einen Kun-
denanteil zwischen 41 % und 80 % aus-
machten (Ringel 2014a, S. 132). Obwohl 
also Ältere hier ein deutliches Gewicht 
haben, wird sich bisher nicht ausrei-
chend mit den Wünschen und Bedürf-
nissen älterer Kunden auseinanderge-
setzt: Produkte (zumindest bei den hier 
befragten KMU) wurden nur in wenigen 
Fällen vor der Markteinführung auf ihre 
Tauglichkeit für Senioren getestet (nur 
10 von 38 Unternehmen haben hier eine 
entsprechende Analyse durchgeführt, 
vgl. Ringel 2014b, S. 136).

Foto 1: Beispiel für lokales Seniorenmarketing der Bau- und Wohnungsgenossenschaft 
Halle-Merseburg e.G. (F. Ringel, 13.2.2011)



50

Europa Regional 23, 2015 | 1

Eine Schwierigkeit besteht darin, die ge-
wünschte Zielgruppe überhaupt adäquat 
anzusprechen, denn ein Gespür für Mar-
keting, welches Senioren anspricht, 
scheint bisher nicht sensibel ausgeprägt 
zu sein (Ringel 2014b, S. 137). Wie man 
als Unternehmen Senioren, Ruheständler, 
Hochaltrige oder „best ager“ anspricht, 
ohne negative Konnotationen herzustel-
len oder womöglich potenzielle Kunden 
abzuschrecken, ist ein Drahtseilakt. Die 
Schwierigkeiten beginnen bereits bei der 
altersbezogenen Einstufung von „Senio-
ren“ − ab welchem Alter gilt man als „Se-
nior“? Ab der Rente, ab dem 60. Lebens-
jahr? So erschwert die persönliche Sicht-
weise, nach der sich mancher 75-Jährige 
fitter fühlt als in seinen letzten Berufsjah-
ren mit 63-65 Jahren eine zielgruppenge-
naue Werbung für die an das Altern an-
gepassten Produkte. Die Angst, durch 
(unbeabsichtigte) falsche Wortwahl po-
tenzielle Kunden abzuschrecken, führt 
allzu oft leider zu einer (ebenso unbeab-
sichtigten) verniedlichenden und wo-
möglich albernen Werbung mit Stereoty-
pen älterer Menschen (Foto 1). 

Wie können Gemeinden und 
Unternehmen reagieren?
Handlungsempfehlungen
Letztendlich geht es sowohl für Gemein-
den als auch für Unternehmen darum, Äl-
tere als Zielgruppe angemessen anzu-
sprechen und viel stärker als bisher zu 
berücksichtigen. Gemeinden in demogra-
phisch schrumpfenden Regionen sind be-
züglich ihrer Infrastrukturausstattung oft 
geneigt, sich in einen (häufig ruinösen) 
Wettbewerb um Einwohner zu begeben. 
Hierbei geht es den Kommunen meist in 
erster Linie um wachsende Haushalte, die 
jedoch eine zunehmend geringere Grup-
pe bilden und allenfalls für zentrumsna-
he und gut angebundene Gemeinden re-
levant sind. Viele Kommunen sehen sich 
mit zu hohen Kosten konfrontiert, Resig-
nation und Kapitulation vor dem unaus-
weichlichen demographisch bedingten 
„Niedergang“ scheinen vorprogrammiert. 
Wie die oben beschriebenen Untersu-
chungen gezeigt haben, bieten sich je-
doch sowohl für Unternehmen als auch 

für kommunale Akteure Möglichkeiten, 
sich auf die alternde Klientel einzustellen 
bzw. die eigene Attraktivität in Form von 
Dienstleistungen und infrastrukturellen 
Angeboten zu steigern. 

Infrastruktur und Siedlungsplanung
Leerstand und auch soziales Downgrading 
betrifft bspw. längst nicht alle Quartiers- 
oder Siedlungstypen. Die Attraktivität des 
Wohngebietes für potenzielle Zuzügler ist 
in erster Linie von seiner infrastrukturel-
len Ausstattung und vor allem von der An-
bindung ans Zentrum abhängig (vgl. hier-
zu auch Friedrich, Knabe, Warner 
2014). Die Umfrage unter Bewohnern 
Suburbias Sachsen-Anhalts hat klar ge-
zeigt, dass deren Priorität auf der 
Pkw-freundlichen Anbindung ans Zen-
trum liegt. Den Bus nutzt kaum jemand, er 
wird als Verkehrsmittel „nicht ernst ge-
nommen“ und ist allenfalls „für Schulkin-
der und Greise“ (Aussage eines Intervie-
wpartners) da. Unsere Befunde haben klar 
gezeigt, dass so lange wie möglich auf den 
eigenen Pkw gesetzt wird (Friedrich, 
Knabe, Warner 2014) – es sei denn, vom 
Wohngebiet aus ist fußläufig ein 
S-Bahn-Anschluss erreichbar. Entschei-
dend sind hier kurze Fahrt- und enge Takt-
zeiten und die bequeme Erreich barkeit. 
Auch wenn zunächst Versorgungsangebo-
te am Ortsrand fre quentiert werden, fehlt 
vielen Befragten jedoch ein persönliches 
Angebot und vor allem die Möglichkeit, 
sich in einem angemessenen Umfeld zu 
treffen und auszutauschen. Für Dorfzen-
tren und -läden bestünde hier eine Mög-
lichkeit, einen Gegenpart zum Discounter 
am Ortsrand zu bilden, auch wenn dieser 
preiswertere Waren anbietet. So ist davon 
auszugehen, dass die jüngere Diskussion 
um Regionalität und Qualität der Ware 
auch eine zunehmende Wertschätzung 
von Lebensmitteln befördert – und somit 
eventuell die Akzeptanz ggf. höherer Prei-
se. In der durchgeführten Umfrage von 
Ringel spielte zwar ein günstiger Preis 
beim Einkaufen von Lebensmitteln eine 
wesentliche Rolle für Senioren (Rang 2), 
als deutlich wichtiger wurde jedoch eine 
gut lesbare Verpackung eingestuft. Ver-
gleichbar mit einem günstigen Preis folgen 

Kriterien wie regionale Herkunft und eine 
leicht zu öffnende Verpackung (Ringel 
2014b, S. 77).

Steuerung sowohl von negativen Aus-
wirkungen demographischer Verände-
rungen wie auch von Zuzug ist für Ge-
meinden durchaus möglich, die weniger 
gut erreichbar sind. Hier ist in erster Li-
nie die Möglichkeit zur Profilierung als 
alterns- oder kinderfreundliche Kommu-
ne zu nennen. Wenn Wohngebiete u.a. be-
züglich ihrer Infrastruktur entsprechend 
angepasst werden, besteht durchaus 
auch in ländlichen Regionen eine Nach-
frage, die sich aus dem alten Ortskern 
und aus umliegenden Gemeinden speist. 
Hierfür gibt es mittlerweile richtungswei-
sende Beispiele, bei denen durchaus auch 
in privater Regie oder in Kooperations-
formen mit Genossenschaften oder öf-
fentlichen Einrichtungen Wohn- und 
Infra strukturangebote mit einem Fokus 
auf die ältere Klientel geschaffen werden. 
Bauträger in Sachsen-Anhalt haben bei 
Neubauten darauf zu achten, dass barri-
erefreie Wohneinheiten umgesetzt wer-
den. Die Landesbauordnung Sachsen-An-
halts besagt in § 49 (1): „In Gebäuden mit 
mehr als zwei Wohnungen müssen die 
Wohnungen eines Geschosses barriere-
frei nutzbar und zugänglich sein; diese 
Verpflichtung kann auch durch die An-
ordnung barrierefreier Wohnungen in 
entsprechendem Umfang in mehreren 
Geschossen erfüllt werden“.2 Wenn die 
stärkere Berücksichtigung von Angebo-
ten für mobilitätseingeschränkte Men-
schen (nicht ausschließlich Ältere) sich 
auch im Immobiliensektor zunehmend 
durchsetzt und zum Standard wird, ist 
künftig verstärkt über „modulare Syste-
me” auch im Bereich der Alternsgerech-
tigkeit nachzudenken. Die Wohnung wird 
hierbei prinzipiell für Nachrüstungen 
ausgestattet, entsprechende Module sind 
je nach Bedarf unkompliziert zu erwer-

2 § 49 Abs. 3 besagt bezüglich möglicher Ausnahmen: 
„Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die 
Anforderungen wegen schwieriger Geländeverhältnis-
se, wegen des Einbaus eines sonst nicht erforderli-
chen Aufzugs, wegen ungünstiger vorhandener 
Bebauung oder im Hinblick auf die Sicherheit der 
Menschen mit Behinderungen nur mit einem 
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden 
können.“
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ben und einzubauen – Konzepte für mo-
dulares Wohnen werden bereits seit eini-
gen Jahren entwickelt und können so an-
gepasst werden (vgl. hierzu bspw. 
Lorenz 2010; Güttler et al. 2014). 
PPP-Modelle und Kooperationen mit 
Wohnungsbaugenossenschaften oder pri-
vaten Anbietern bieten sich hier an.

Bei sinkenden Gemeindefinanzen ist in 
erster Linie Kreativität gefragt. Standards 
und Grenzwerte müssen hinterfragt wer-
den, viele Kommunen befinden sich in 
„Testphasen“ mit privaten Anbietern für 
Mobilitäts- und Versorgungsinfrastruktu-
ren. Als Beispiele kann das „Aktionspro-
gramm regionale Daseinsvorsorge“ gelten, 
in dem bundesweite verschiedene Pilotpro-
jekte zu Mobilität und Infrastruktur getes-
tet werden: Etwa „ecoMOBIL“ im Saa-
le-Holzland-Kreis oder „E-Mobilität“ im Vo-
gelsbergkreis und „Bewegung und 
Lebensqualität im Alter“ des regionalen 
Planungsverbandes Westmecklenburg so-
wie „Sicherstellung der wohnortnahen me-
dizinischen Versorgung“ im Landkreis 
Trier-Saarburg (vgl. BMVI 2014). Vor allem 
ländliche Gemeinden können sich so wie-
der als attraktiver Wohnstandort entwi-
ckeln, dessen Versorgungsangebot über 
den Discounter am Ortsrand hinausgeht. 
Anschubfinanzierungen können durch die 
Gemeinde oder die Strukturförderpro-
gramme gegeben werden, oder die Gemein-
de setzt auf und fördert ehrenamtliches En-
gagement, das oft einen sehr starken iden-
tifikations­ und „Mitreißeffekt“ hat. 

Wenn nicht-integriert liegende Wohn-
gebiete nicht mehr weiter entwickelt 
werden können oder sollen, ist zuguns-
ten der weiteren Entwicklung des alten 
Ortskernes über eine Aufgabe dieser 
Wohnstandorte nachzudenken (vgl. 
Friedrich, Knabe, Warner 2014). So 
können kompakte Siedlungsstrukturen 
gefördert werden, vor allem wenn die 
Ortschaft aufgrund des Fortzuges und des 
zunehmenden Leerstandes im integrier-
ten Bereich zu perforieren droht. Zahlrei-
che Beispiele zeigen, dass es oft Ansässi-
ge oder mit der Gemeinde verbundene 
Menschen sind, die sich innerörtlichen 
Leerstands annehmen und ihn (mit An-
schubfinanzierung) zu Wohn­ oder auch 

Geschäftsräumen um- und ausbauen. 
Gute Beispiele hierfür liefert bspw. das 
Programm MELAP+, das in Baden-Würt-
temberg bereits in zweiter Auflage Pri-
vatleuten unter die Arme greift, die in-
nerörtliche Flächen und Gebäudesub-
stanz entwickeln wollen.3

Bestandsgebäude sind nachträglich 
umzurüsten, wenn Neubau vermieden 
werden soll, dies gilt für alle Quartiersty-
pen. Hierfür liegen viele Beispiele vor, 
wie etwa der nachträgliche Anbau von 
Aufzügen an Wohngebäuden (Foto 2).4 Im 
genossenschaftlichen Wohnen und im 
Mietsegment sind Bewohnerwünsche di-
rekt zu berücksichtigen, damit diese als 
Mieter gehalten werden können. Hier 
wird mit einem oft geringen Aufwand 
große Wirkung erzielt: Befunde von Rin-
gel (2014a, S. 134) zeigen, dass die 
Wohndauer der Mieter steigt, wenn ihre 
Wohnwünsche berücksichtigt werden. 
Musterwohnungen vor Ort sind außer-
dem eine gute Möglichkeit, auch neue 
Ideen für modulares Wohnen zu vermit-
teln. Viele Genossenschaften und Woh-
nungsgesellschaften gehen heute diesen 
Weg.

3 www.melap-plus.de (letzter Zugriff: 16.3.2015)
4  In der ehemaligen DDR brauchten Wohngebäude mit bis 

zu 5 Stockwerken keinen Aufzug, dies wurde auf die sog. 
„Fünf-plus-eins-Geschosser“ ausgeweitet, sodass auch 
Sechs-Geschosser ohne Aufzug gebaut werden konnten 
(Raabe 1999). 

Zwischengemeindliche Zusammen-
arbeit
Interkommunale Zusammenarbeit wird 
oft gefordert, jedoch selten zielführend 
und nachhaltig umgesetzt. Auch bezüg-
lich der Seniorenfreundlichkeit kann sie 
einen wesentlichen Standortfaktor dar-
stellen. So sollten sich von Wohnungs-
überhang und Leerstand betroffene Ge-
meinden zunächst die Frage stellen, wo 
ggf. Wohngebiete „eingespart“ werden 
können und stattdessen Bedarf bspw. in 
der Nachbargemeinde gedeckt werden 
kann – wenn nicht im eigenen Ortskern. 
Auch bezüglich der Stärkung regionaler 
Identität ist von den Gemeinden auf über-
greifende Angebote zu setzen. So bietet 
die Möglichkeit der Umnutzung von Leer-
stand oder untergenutzten Gebäuden  
für öffentliche Nutzungen oft die Mög-
lichkeit, überkommunale Effekte zu er-
zielen, wenn die Einrichtungen einen 
gemein deübergreifenden Einzugsbereich 
haben (Beispiele hierzu im Programm  
MELAP+).

Förderung von Synergien
Kooperationen von Wohnungsbaugesell-
schaften oder von Gemeinden mit Dienst-
leistern bieten einen enormen Vorteil für 
die Kunden und auch für die zusammen-
arbeitenden Unternehmen. Die Vorteile 
für die Unternehmen sind noch längst 

Foto 2: Nachträglich angebrachte Fahrstühle für einen barrierefreien Zugang zu Wohnun-
gen in einem Wohnblock in Halle (Saale) (F. Ringel, 9.5.2013)
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nicht allgemein bekannt und sollten von 
der Kommune, die sich als Wohnstandort 
für Ältere profilieren will, aktiv beworben 
werden. Die Einbeziehung der künftigen 
Bewohnerklientel in Planungen gehört 
dazu (bspw. durch Machbarkeitskonzep-
te, die Wohnwünsche im Vorfeld berück-
sichtigen). Im Zuge der Diskussion um 
Ambient-Assistant-Living muss eine Ver-
knüpfung zwischen dem selbstständigen 
Wohnen, pflegerischen Dienstleistungen 
und technischen Hilfsmitteln besser er-
möglicht werden. Ein „Nachrüsten“ ent-
sprechender Module muss unkompliziert 
und erschwinglich werden.

Verbesserte Erreichbarkeiten, lokale 
Identität
Ortsstrukturen (Infrastrukturen wie Stra-
ßen, Plätze oder Einkaufsmöglichkeiten) 
sind oft entweder unattraktiv oder einge-
schränkt nutzbar bei körperlicher Beein-
trächtigung. Dies zeigen die eigenen Be-
funde sowohl aus den Befragungen als 
auch bei persönlichen Besuchen vor Ort 
deutlich (Friedrich, Knabe, Warner 
2014). Hier bieten sich für Kommunen 
große Chancen, auch durch einfache 
Maßnahmen wie bspw. längere Grünpha-
sen an Fußgängerampeln (etwa durch ei-
nen NFC-Chip verbaut in einem Rollator, 
der dann mit der Ampelanlage eine tem-
poräre Verlängerung auslöst)5, häufige 
Querungshilfen an stark befahrenen Stra-
ßen, abgesenkte Bürgersteige oder auch 
durch die Einrichtung von attraktiven 
Treffpunkten, sich als wohnfreundliche 
Gemeinde zu etablieren. Und oft kommen 
die Einrichtungen, die für Ältere gedacht 
sind, auch Eltern mit Kindern zugute. Zu-
mindest von der Grundidee sind Einrich-
tungen für Senioren mit denen für Kinder 
oft vergleichbar und können durchaus 
zusammen geplant werden. Hier bieten 
sich unterschiedliche Modelle an, bei de-
nen für alle relevanten Bewohnergrup-
pen passende Räumlichkeiten geschaffen 
werden. So können sowohl ein Miteinan-
der gefördert als auch zielgruppenspezi-
fische Angebote geplant werden. Dieser 

5 vgl. http://www.topro.de/topro-inhalte/aktuelles/
pressemitteilungen/wettbewerb-stilsicherunterwegs.
html (letzter Zugriff: 13.12.2014)

Schritt müsste von den Kommunen initi-
iert werden, und die nicht unerheblichen 
Kosten müssten in erster Linie von den 
Kommunen getragen werden. Die Effekte 
kommen jedoch mehreren Einwohner-
gruppen zugute.

Identifikation als „Seniorenort“
Senioren sind die einzige Gruppe, die 
künftig aus wohnungswirtschaftlicher 
Sicht quantitativ an Bedeutung gewinnen 
wird (BBSR 2014; Heinze et al. 2011; KfW 
Bankengruppe 2009). Eine Gemeinde, die 
sich auf Senioren als künftige Bewohner-
schaft stärker konzentrieren möchte, 
muss sich über das derzeitige Angebot 
und dessen Nachfrage bzw. Frequentie-
rung im Klaren sein. Auch hier gilt, dass 
Klischees oder auch Vorurteile überwun-
den werden müssen, denn viele „Senioren-
einrichtungen“ erinnern an „Heimstätten“, 
ihre Zweckdienlichkeit ist ihnen anzuse-
hen. Diese Einrichtungen werden in der 
Regel auch nur von denjenigen nachge-
fragt, für die aufgrund eingeschränkter 
Mobilität oft nichts anderes übrig bleibt, 
wenn sie etwas außerhäusig unternehmen 
wollen. Diese Gruppe ist jedoch nur ein 
kleiner Teil der vielfältigen Gruppe der Se-
nioren, deren Ansprüche an eine attrakti-
ve Umgebung natürlich nicht mit dem Al-
ter nachlassen – auch wenn es augen-
scheinlich noch von vielen Planern und 
Architekten dieser „Einrichtungen“ anders 
gesehen wird. Davon auszugehen, Ältere 
werden sich mit dem zufrieden geben, was 
ihnen von der Gemeinde an öffentlichem 
Raum zugestanden und angeboten wird, 
ist ein folgenschwerer Trugschluss, der oft 
mit dem Fortzug derjenigen bestraft wird, 
die noch fortziehen können. Unbedingt 
vermieden werden muss der Anschein ei-
nes „Ghettos“, das nach amerikanischem 
Vorbild („Sun City“) eine Enklave für Seni-
oren fördert. Vielmehr ist auf modulare, 
integrierte und generationsübergreifende 
Angebote zu achten, wie bspw. Pfle-
ge-Wohngemeinschaften (Bartsch et al. 
2015).

Dienstleistungsangebote
Vor allem kleinere handwerkliche Dienst-
leistungen sind stark gefragt (vgl. Zoch 

2011), und die Nachfrage steigt mit dem 
zunehmenden Anteil allein Lebender. Vor 
allem die KMU vor Ort sind aufgrund ih-
rer Überschaubarkeit und ihrer Möglich-
keit zur qualifizierten Beratung oft eher 
in der Lage, sich auf ihre ältere Klientel 
einzulassen als Baumärkte am Ortsrand.

Umzugshilfen sollten auch von Seiten 
der Gemeinde angeboten werden. „Seni-
orenumzüge“ als Komplettpakete werden 
bisher laut befragten Unternehmen im 
Bundesland noch selten nachgefragt und 
sollten – auch um die Kosten möglichst 
erschwinglich zu halten – beim Umzug in 
alternsgerechten Wohnraum von der 
Kommune gefördert werden.

Daneben sind Dienstleistungen des Ge-
sundheitswesens so auszubauen und um-
zustrukturieren, dass eine Grundversor-
gung auch über größere Distanzen mög-
lich ist. Hierzu gibt es erste Ansätze bspw. 
der Telemedizin, die es Ärzten ermög-
licht, online Basisdaten ihrer Patienten 
zu erfassen und zu bewerten, ohne dass 
diese hierfür eine Praxis aufsuchen müss-
ten (vgl. hierzu Bartsch et al. 2015). 
Weiterhin sind auch vor dem Hinter-
grund des fortschreitenden Ärztemangels 
in ländlichen Regionen bspw. Zeitmodel-
le denkbar, bei denen (Fach)-Ärzte einge-
schränkte Sprechzeiten anbieten (wiede-
rum im modularen System) und so durch 
eigene Mobilität einen größeren Einzugs-
bereich abdecken können.

Fazit
Der Bericht leistet einen Beitrag zur Dis-
kussion, wie mit in ihrer gewachsenen 
Struktur bedrohten Wohnquartieren um-
gegangen werden kann. Dem schließt 
sich die Frage, an welche Rolle künftig 
unter den Vorzeichen des demographi-
schen Wandels Wohnen im Alter spielt. 

Die in zwei Forschungsprojekten zum 
demographischen Wandel in Sachsen-An-
halt gewonnenen Erkenntnisse zeigen, 
dass suburbane Wohngebiete häufig 
überdimensioniert gebaut und u.a. be-
reits daher von Leerstand und Wertver-
lusten geprägt sind. Auch nimmt inner-
halb der suburbanen Wohngebiete die 
soziale Heterogenität zu; sie kann zu 
Downgrading-Prozessen führen. Eine 
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qualitative kommunale Entwicklung wird 
dabei stark durch demographisch be-
gründete negative Trends in den Sied-
lungsstrukturen behindert. Als zentrales 
Problem wird konstatiert, dass ein Groß-
teil der Wohneigentümer ihre Immobilie 
noch nicht an mögliche körperliche Ein-
schränkungen im Alter angepasst hat. 

Hier bieten sich Ansatzpunkte für un-
terschiedliche Wirtschaftsbranchen, die 
modulare Angebote vor Ort zur Verfü-
gung stellen können – wenn das Bewusst-
sein für eine alternde Kundenklientel in 
den betrieblichen Entscheidungsmustern 
berücksichtigt wird. Insgesamt ist eine 
Profilierung der ländlichen Gemeinden 
mit speziellen alternsgerechtern Wohn- 
und Infrastrukturangeboten notwendig, 
um ältere Bürgern ein Leben in den eige-
nen vier Wänden auch mit Einschränkun-
gen zu ermöglichen. 

Für suburbane Gemeinden wird es un-
umgänglich sein, den ursprünglichen 
Ortskern als Wohn- und Lebensmittel-
punkt zu erhalten und so ihre Attraktivi-
tät als Wohnstandort auch für ältere,  
mobilitätseingeschränkte Bürger zu  
steigern. Die Wohngebiete können bei-
spielsweise mit modularen Wohnkonzep-
ten demographiekompatibel „nachgerüs-
tet“ werden. Gleichzeitig müssen Infra-
struktur- und Dienstleistungsangebote so 
ausgebaut werden, dass sie auch genera-
tionenübergreifend genutzt werden kön-
nen. Interkommunale Zusammenarbeit 
und abgestimmte Profilierung der Ge-
meinden müssen vor dem Hintergrund 
klammer Haushaltsmittel und schwin-
dender Einwohner eine Selbstverständ-
lichkeit werden.
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Peзюме
Флориан Рингель, Барбара Варнер
Саксония-Анхальт в условиях демографических пере-
мен. Как муниципалитеты и компании могут реагиро-
вать на проблемы стареющего населения?
Рекомендации и выводы из исследования по демогра-
фическим изменениям в федеральной земле Саксония-
Анхальт
В связи с усиливающимися демографическими изменени-
ями в Саксонии­Анхальт всё более изменяются и жилые 
районы. На основании двух осуществлённых в Институте 
географии Университета Галле­Виттенберга научно­иссле-
довательских проектов было показано,  что, с одной сто-
роны, компании должны учитывать потребности и жела-
ния старших возрастных групп, с другой стороны, и муни-
ципалитеты в будущем будут вынуждены в возрастающей 
степени иметь дело с пожилыми гражданами. В результа-
те появляются, например, предложения в области инфра-
структуры и услуг, учитывающие интересы старших воз-
растных групп. При такой направленности деятельности 
муниципалитетов они могут получить экономическую вы-
году и, следовательно, осуществить развитие своих цен-
тров в пригородной зоне. Классическая субурбия в насто-
ящее время не является привлекательным местом для  
жизни пожилых людей, но может получить положитель-
ные импульсы, например, за счёт инициатив домовладель-
цев (перестройка) и политических решений (межмуници-
пальное сотрудничество). Кроме того, также необходимо, 
чтобы и предприятия, и муниципальная политика в боль-
шей степени, чем прежде, учитывали пожилых людей в ка-
честве важной целевой группы и действовали соответству-
ющим образом.

Демографические изменения, Саксония­Анхальт, жилые районы, 
субурбия, пожилое население

Résumé
Florian Ringel et Barbara Warner
Le logement en Saxe-Anhalt en mutation démographique. 
Comment les communes et les entreprises peuvent-elles 
répondre aux revendications d’une population vieillis-
sante?
Préconisations et résultats issus de la recherche sur l’évo-
lution démographique en Saxe-Anhalt
Par le changement démographique progressif en Saxe-Anhalt, 
des quartiers d‘habitation changent de plus en plus. Deux pro-
jects de recherche réalisé à l‘université Martin-Luther-Univer-
sität à Halle-Wittenberg par l‘institut de géographie montrent 
précisement que d‘une part des enterprises doivent se prépa-
rer à des désires et des besoins spécifiques de vieillesse et 
d‘autre part les villes seront obligées de s‘occuper plus fort 
d‘une plus vieille clientèle dans l‘avenir. Comme point de ren-
contre, on considère p.e., des offertes d’infrastructure et de ser-
vice équitables aux générations. Avec une orientation équitable 
à la vieillesse des villes, celles­ci pluvent en profiter économi-
quement et comme ça fortifier le véritable centre­ville dans la 
zone suburbaine. En ce moment, la zone suburbaine classique 
n’est pas un lieu d’ habitation intéressant pour les vieux ci-
toyens; mais il est possible de le revaloriser p.e. par des propres 
initiatives des propriétaires (des mésures de reconstruction 
des bâtiments) et par des décisions politiques (collaboration 
intercommunale). Pour cela, il est nécessaire que les entreprises 
et la politique considérent les vieux citoyens plus fort comme 
un groupe d’objet important et agissent conformement. 

Mutation démographique, évolution démographique, Saxe-Anhalt, 
quartiers résidentiels, espace suburbain, population âgée


